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I. Titel 

Gründung – Bezeichnung und 

Zweck – Grundsätzliche Aus-

richtung – Sitz – Gebietsmä-

ßige Zuständigkeit – Dauer 
 

 

Artikel 1 

Bezeichnung 

 
Es ist eine Genossenschaft auf Aktien mit 
der Bezeichnung "Raiffeisenkasse Über-
etsch Genossenschaft - Cassa Raiffeisen 
Oltradige Società cooperativa" gegründet. 
 
Die Raiffeisenkasse ist eine Genossen-
schaft mit vorwiegender Mitgliederförde-
rung. 
 
 

Artikel 2 

Grundsätze für die 

genossenschaftliche Tätigkeit 

 
Bei der Durchführung ihrer Tätigkeit orien-
tiert sich die Genossenschaft an den ge-
nossenschaftlichen Grundsätzen der Ge-
genseitigkeit ohne Spekulationszwecke. 
Sie verfolgt das Ziel, die Mitglieder und die 
örtliche Gemeinschaft bei Bankgeschäften 
und Bankdienstleistungen zu begünstigen 
und deren moralische, kulturelle, soziale 
und wirtschaftliche Verhältnisse zu ver-
bessern und die Entwicklung des Genos-
senschaftswesens sowie die Erziehung 
zum Sparen und Vorsorgen zu fördern.   
  

Die Genossenschaft zeichnet sich durch 
ihre soziale Ausrichtung und ihre Bestim-
mung aus, dem Gemeinwohl zu dienen. 

 

 

 

 

 

 

Artikel 3 

Sitz und gebietsmäßige Zuständigkeit 

 
Die Genossenschaft hat ihren Sitz in der 
Gemeinde Eppan an der Weinstraße 
(Provinz Bozen).   
  

Das Tätigkeitsgebiet der Genossenschaft 
umfasst im Sinne der geltenden Auf-
sichtsbestimmungen das Gebiet der ge-
nannten Gemeinde, der Gemeinden, in 
denen die Genossenschaft ihre Niederlas-
sungen hat, sowie das Gebiet der daran 
angrenzenden Gemeinden. 
 
 

Artikel 4 

Raiffeisenorganisation 

 
Die Genossenschaft ist Mitglied der 
RAIFFEISEN SÜDTIROL IPS Genossen-
schaft (in der Folge kurz RIPS) und nimmt 
damit an dem mit ihr eingerichteten Insti-
tutsbezogenen Sicherungssystem teil.  
Aufgrund dieser Teilnahme:  

a) verpflichtet sich die Genossenschaft 
die Anweisungen und Empfehlungen 
zu befolgen und umzusetzen, die die 
RIPS im Einklang mit ihrem Statut 
und entsprechenden Geschäftsord-
nungen gegeben hat; 

b) trägt die Genossenschaft proportio-
nal mit den anderen Mitgliedern der 
RIPS zur Mittelausstattung des Si-
cherungsfonds bei; 

c) liefert die Genossenschaft der RIPS 
alle Daten und/oder Informationen, 
die es ihr ermöglichen, ihre Überwa-
chungstätigkeit und jene zur Krisen-
prävention auszuüben; 

d) verpflichtet sich die Genossenschaft, 
alle Präventiv-, Korrektur- und Sank-
tionsmaßnahmen umzusetzen, die 

gegebenenfalls von der RIPS in Sis-

tema Raiffeisen  
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Artikel 5 

Dauer 
 
Die Dauer der Genossenschaft wird bis 
zum 31.12.2060 
 
 

II. Titel 

Mitglieder 
 

 

Artikel 6 

Mitgliederaufnahme 

 
Als ordentliche Mitglieder (in der Folge 
auch „Mitglieder“) können die natürlichen 
und juristischen Personen, die ordnungs-
gemäß gegründeten Gesellschaften jeder 
Art, die Konsortien, die Körperschaften 
und die Vereine aufgenommen werden, 
die im Tätigkeitsgebiet der Genossen-
schaft ihren Wohnsitz oder Sitz haben 
oder dort ihre Tätigkeit dauerhaft ausüben. 
Für die Subjekte, die keine natürlichen 
Personen sind, wird der Standort des 
Rechtssitzes, der Direktion, der Niederlas-
sungen und anderer Betriebseinheiten 
berücksichtigt.  
Nur die im Artikel 150-ter des Gesetzes-
vertretenden Dekrets  
Nr. 385/1993 angeführten Subjekte kön-
nen finanzierende Mitglieder werden. Die 
Finanzierungsaktien dürfen nur in den von 
den geltenden Rechtsvorschriften vorge-
sehenen Fällen gezeichnet werden.  
  
Das Mitglied ist verpflichtet, jede Ände-
rung mitzuteilen, die den Verlust der in 
den vorhergehenden Absätzen vorgese-
henen Voraussetzungen bedeutet.  
  
Die Mitglieder, die keine natürlichen Per-
sonen sind, werden in der Vollversamm-
lung von ihrem gesetzlichen Vertreter oder 
von einem hierzu schriftlich bevollmächtig-
ten Verwalter vertreten.   
 
Die gesetzlichen Vertreter der Mitglieder 
und die im Sinne des vorhergehenden 

Absatzes namhaft gemachten Personen 
üben alle den Vollmachtgebern zustehen-
den Gesellschaftsrechte aus, können aber 
in dieser Eigenschaft nicht in die Genos-
senschaftsämter gewählt werden. 
 
 

Artikel 7  

Einschränkungen beim Erwerb 

der Mitgliedschaft  

 
Nicht Mitglied werden kann, wer  

a) voll oder beschränkt entmündigt 
wurde oder über den der Konkurs 
eröffnet worden ist;  

b) nicht im Besitz der Voraussetzungen 
im Sinne der einschlägigen Bestim-
mungen ist;  

c) nach dem Urteil des Verwaltungsra-
tes eine Konkurrenztätigkeit zu jener 
der Genossenschaft. 

 
 

Artikel 8 

Förmlichkeiten bei der 

Mitgliederaufnahme 

 
Wer an der Mitgliedschaft interessiert ist, 
muss an den Verwaltungsrat einen schrift-
lichen Antrag stellen, der die Anzahl der 
Aktien, die er zu zeichnen wünscht oder 
erworben hat sowie die Erklärungen und 
Informationen enthält, die laut Statut oder 
von der Genossenschaft im Allgemeinen 
verlangt werden. 
 
Der Verwaltungsrat befindet über den 
Antrag auf Aufnahme als Mitglied binnen 
90 Tagen ab dessen Erhalt und verfügt die 
Mitteilung des Beschlusses an den Be-
troffenen. Im Falle der Annahme des An-
trages sorgt der Verwaltungsrat zusam-
men mit der Übermittlung des Beschlus-
ses dafür, dass der Betroffene darüber 
informiert wird, dass er innerhalb der Ver-
fallsfrist von sechzig Tagen ab Erhalt des 
Aufnahmebeschlusses den Gesamtbetrag 
der gezeichneten Aktien sowie des gege-
benenfalls festgelegten Aufpreises zu 
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zahlen hat. Nach Feststellung der erfolg-
ten Zahlung der geschuldeten Beträge 
wird die Anmerkung im Mitgliederbuch 
verfügt. Die Mitgliedschaft wird mit dem 
Tag der genannten Anmerkung erworben. 
 
Kein Mitglied darf Aktien für einen insge-
samten Nennwert besitzen, der die im 
Gesetz festgesetzte Grenze übersteigt. 
Der Verwaltungsrat legt im Lagebericht die 
Gründe dar, die bei der Entscheidung über 
die Mitgliederaufnahme ausschlaggebend 
waren. 
 
 

Artikel 9 

Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 
Die Mitglieder, die im Sinne der vorherge-
henden Bestimmungen aufgenommen und 
ins Mitgliederbuch eingetragen wurden, 
üben die Gesellschafts- und Vermögens-
rechte aus und: 

a) nehmen nach Maßgabe des Art. 25 
an der Vollversammlung teil und 
üben das Stimmrecht aus;  

b) sind an der von der Vollversammlung 
beschlossenen Dividende vom Mo-
nat an beteiligt, der dem des Erwer-
bes der Mitgliedschaft folgt, und, im 
Falle der Zeichnung von neuen Ak-
tien, ab dem Monat, der dem der 
Zahlung dieser Aktien folgt;  

c) haben das Recht, Dienste und Vor-
teile in Anspruch zu nehmen, die die 
Genossenschaft den Mitgliedern in 
der Art und Weise und in den Gren-
zen bietet, wie sie in den Geschäfts-
ordnungen und den Beschlüssen der 
Genossenschaftsorgane festgesetzt 
werden.  

 
Die Dividenden, die nicht innerhalb von 
fünf Jahren ab dem Tag, an dem sie fällig 
sind, eingezogen werden, fallen der Ge-
nossenschaft zu und werden der gesetzli-
chen Rücklage zugewiesen. 
 

Die Mitglieder sind verpflichtet, das Statut, 
die Geschäftsordnungen und die Be-
schlüsse der Genossenschaftsorgane zu 
beachten und auf einen guten Geschäfts-
gang der Genossenschaft hin mitzuarbei-
ten, und zwar durch Abwicklung von Ge-
schäften mit ihr, durch Teilnahme an den 
Vollversammlungen und durch eine um-
fassende Förderung der Belange der 
Genossenschaft. 
 
Der Gesamtheit der finanzierenden Mit-
glieder steht das Recht zu, den Präsiden-
ten des Aufsichtsrates sowie einen Ver-
walter zu ernennen, wobei letzterer in 
Abweichung zu Art. 32 nicht Mitglied sein 
muss. 
 
 

Artikel 10 

Domizil der Mitglieder 

 
Für alle Rechtsverhältnisse mit der Ge-
nossenschaft und für jede Wirkung des 
Gesetzes und Statutes gelten die Mitglie-
der als an der Anschrift ansässig, die aus 
dem Mitgliederbuch hervorgeht.  
 
 

Artikel 11 

Verlust der Mitgliedschaft 

 
Der Verlust der Mitgliedschaft tritt durch 
Tod, Austritt oder Ausschluss ein. 

 

 

Artikel 12 

Tod des Mitgliedes 

 
Wenn die Erben im Falle des Todes des 
Mitgliedes nicht binnen eines Jahres ab 
dem Tag des Ablebens des Erblassers die 
Übertragung der Aktien auf den Namen 
eines namhaft gemachten Erben bean-
tragt haben oder wenn diese Übertragung 
vom Verwaltungsrat nicht genehmigt wor-
den ist, so nimmt die Genossenschaft die 
Rückzahlung der Aktien im Sinne des 
folgenden Art. 15 vor.  
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Während der im vorhergehenden Absatz 
angeführten Frist müssen die Miterben 
einen gemeinsamen Vertreter namhaft 
machen, der in dieser Eigenschaft jedoch 
weder an der Vollversammlung teilnehmen 
darf noch in die Genossenschaftsämter 
gewählt werden kann. 
 
 

Artikel 13 

Austritt des Mitgliedes 

 
Außer in den vom Gesetz vorgesehenen 
Fällen hat das Mitglied das Recht, aus der 
Genossenschaft auszutreten, wenn es an 
den Vollversammlungsbeschlüssen betref-
fend die Verschmelzung mit einer anderen 
als im Art. 36 Bankwesengesetz vorgese-
henen Bank nicht teilgenommen hat oder 
wenn es die Voraussetzungen gemäß Art. 
6 verloren hat. Das finanzierende Mitglied 
kann auch austreten, wenn es nicht mehr 
unter die im Artikel 150-ter des Gesetzes-
vertretenden Dekrets Nr. 385/1993 ange-
führten Subjekte fällt. Ein Teilaustritt ist 
unzulässig.  
  

Die diesbezügliche Erklärung muss schrift-
lich mittels Einschreibebrief an den Ver-
waltungsrat gerichtet werden, der sie 
binnen 60 Tagen ab Erhalt prüfen und das 
Ergebnis dem Mitglied mitteilen muss. 
  

Das Mitglied kann ferner mit den im vor-
hergehenden Absatz vorgesehenen Förm-
lichkeiten den Antrag stellen, aus der 
Genossenschaft auszutreten, wenn der 
Verwaltungsrat die Übertragung der in 
seinem Besitz befindlichen Aktien an ein 
Nichtmitglied nicht genehmigt hat oder 
wenn es den Beschlüssen, die die Verlän-
gerung der Dauer zum Gegenstand ha-
ben, nicht zustimmt.  
  

In den im vorhergehenden Absatz vorge-
sehenen Fällen muss der Verwaltungsrat 
nach Anhören des Aufsichtsrates und 
unter Berücksichtigung der Wirtschafts- 
und Vermögenslage der Genossenschaft 

innerhalb von 60 Tagen ab Erhalt des 
entsprechenden Antrages beschließen.  
  

Der Austritt ist vom Zeitpunkt an wirksam, 
an dem dem Mitglied die Annahme des 
Rücktritts mitgeteilt worden ist. 
Was die Geschäfte mit dem Mitglied be-
trifft, wird der Austritt mit dem Abschluss 
des laufenden Geschäftsjahres wirksam, 
wenn er drei Monate vorher mitgeteilt 
worden ist, ansonsten mit Abschluss des 
darauffolgenden Geschäftsjahres.  
  

In den im Absatz 3 vorgesehenen Fällen 
kann der Austritt so lange nicht ausgeübt 
werden, und der entsprechende Antrag 
hat auf jeden Fall keine Wirkung, bis das 
Mitglied alle seine Verpflichtungen der 
Genossenschaft gegenüber erfüllt hat 
 
 

Artikel 14 

Ausschluss des Mitgliedes 

 
Nach Feststellung der nachstehend ange-
führten Umstände spricht der Verwal-
tungsrat den Ausschluss jener Mitglieder 
aus:  

- die die Voraussetzungen laut Art. 6 
verloren haben oder die sich in einer 
Situation gemäß Artikel 7 Buchstabe 
a) und b) befinden;  

- die als Mitglied des Verwaltungsrates 
oder Aufsichtsrates oder aber als Di-
rektor durch ein erstrichterliches Ur-
teil infolge einer Haftungsklage verur-
teilt wurden.  

  

Der Verwaltungsrat kann ferner mit einem 
von der Mehrheit seiner Mitglieder gefass-
ten Beschluss ein Mitglied aus der Genos-
senschaft ausschließen:  

a) das im Zusammenhang mit schwerer 
Vertragsbrüchigkeit die Genossen-
schaft gezwungen hat, Maßnahmen 
zwecks Erfüllung der aus welchem 
Grund auch immer übernommenen 
Verpflichtungen zu ergreifen;  
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b) dem es untersagt ist, Bankschecks 
auszustellen;  

c) das trotz besonderer Mahnung durch 
den Verwaltungsrat fortfährt, offen 
Desinteresse an der Tätigkeit der 
Genossenschaft zu zeigen und es 
dabei unterlässt, in relevanter Weise 
mit ihr zu arbeiten;  

d) das die Verpflichtungen, die sich aus 
dem Statut, den Geschäftsordnun-
gen und den Beschlüssen der Ge-
nossenschaftsorgane ergeben, in 
schwerwiegender Weise nicht erfüllt 
hat;  

e) das der Genossenschaft in irgendei-
ner Weise einen Schaden zugefügt 
hat oder das der Genossenschaft 
gegenüber eine wie auch immer ge-
artete Konkurrenztätigkeit betreibt.  

 
In den nicht vom Gesetz vorgesehenen 
Fällen wird der Ausschluss unter Berück-
sichtigung der wirtschaftlichen Situation 
und der Vermögenssituation der Genos-
senschaft beschlossen.  
  

Die Maßnahme des Verwaltungsrates 
muss dem Betroffenen mittels Einschrei-
ben mitgeteilt werden und ist sofort wirk-
sam. Das ausgeschlossene Mitglied kann 
dagegen innerhalb von 30 Tagen ab Erhalt 
der Mitteilung Berufung beim Schlich-
tungskollegium einlegen. Die Möglichkeit 
der Aussetzung der angefochtenen Maß-
nahme bleibt vertraglich ausgeschlossen.   
  

Gegen den Ausschluss kann das Mitglied 
beim Landesgericht Einspruch erheben. 
 

 

Artikel 15 

Auszahlung des Anteiles des  

Mitgliedes 

 
Das ausgetretene oder ausgeschlossene 
Mitglied oder die Rechtsnachfolger des 
verstorbenen Mitgliedes haben nur An-
recht auf die Rückzahlung des Nennwer-
tes der Aktien und des bei Zeichnung der 

Aktien eingezahlten Aufpreises abzüglich 
der Verwendungen für die Abdeckung 
möglicher Verluste, wie sie sich aus den 
vorhergehenden Bilanzen und der Bilanz 
des Geschäftsjahres ergeben, in dem die 
Mitgliedschaft beschränkt auf das Mitglied 
aufgelöst worden ist.  
  

Der Verwaltungsrat kann unter Berück-
sichtigung der aufsichtlichen Situation der 
Genossenschaft und nach Anhören des 
Aufsichtsrates, die Rückzahlung der Ak-
tien des aufgrund Austritt, Ausschluss, 
Tod oder Erlöschen ausscheidenden Mit-
glieds ganz oder teilweise und ohne zeitli-
che Beschränkung einschränken oder 
aufschieben.  
Unbeschadet der aufsichtsrechtlichen 
Bestimmungen im Fall des Austritts, kann 
der Verwaltungsrat bei jedem anderen 
Erstattungsantrag des finanzierenden 
Mitglieds gemäß Artikel 150-ter Absatz 4 
des Gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 
385 von 1993 und immer nach Genehmi-
gung der zuständigen Aufsichtsbehörde 
die Erstattung unter Berücksichtigung der 
gegenwärtigen und zukünftigen Liquidi-
täts-, Eigenmittel- und Finanzlage der 
Genossenschaft ablehnen, begrenzen 
oder verschieben.  
  

Die Zahlung, gegebenenfalls vorher von 
der zuständigen Aufsichtsbehörde ge-
nehmigt, muss binnen 180 Tagen ab Ge-
nehmigung der Bilanz erfolgen, und der 
entsprechende Betrag wird den Berechtig-
ten auf einem unverzinslichen Konto zur 
Verfügung gestellt. 
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III. Titel 

Gegenstand der  

Genossenschaft – Geschäfte  
 

 

Artikel 16 

Gegenstand der Genossenschaft 

 
Die Genossenschaft hat das Sammeln von 
Spargeldern und das Betreiben von Kre-
ditgeschäften in den verschiedenen For-
men zum Gegenstand. Sie kann unter 
Beachtung der geltenden Bestimmungen 
alle zulässigen Bankgeschäfte und Fi-
nanzdienstleistungen sowie jedes weitere 
auf die Erreichung des Genossenschafts-
zweckes abzielende Hilfsgeschäft oder 
jedenfalls damit im Zusammenhang ste-
hende Geschäft nach Maßgabe der von 
der Aufsichtsbehörde erlassenen Bestim-
mungen betreiben. Die mit der Erreichung 
des Genossenschaftszweckes im Zusam-
menhang stehenden Geschäfte umfassen 
die Vertretung von Versicherungskörper-
schaften und Versicherungs-
gesellschaften sowie die Führung von 
Reisebüros und die Abwicklung von 
Diensten im Bereich des Fremdenver-
kehrs.  
  

Die Genossenschaft entfaltet ihre Tätigkeit 
auch gegenüber Nichtmitgliedern.  
  

Die Genossenschaft kann in Überein-
stimmung mit den geltenden normativen 
Bestimmungen Obligationen und andere 
Finanzinstrumente ausgeben.  
 
Die Genossenschaft kann mit den gesetz-
lich vorgeschriebenen Bewilligungen 
Wertpapiergeschäfte für Rechnung Dritter 
unter der Bedingung abwickeln, dass der 
Auftraggeber im Falle des Ankaufes den 
Preis vorschießt oder im Falle des Verkau-
fes die Wertpapiere vorher aushändigt.  
 
Bei der Abwicklung der Geschäfte in 
fremder Währung und bei der Verwen-

dung von Terminkontrakten oder anderen 
derivativen Produkten übernimmt die Ge-
nossenschaft keine spekulativen Positio-
nen und hält gleichzeitig den Unter-
schiedsbetrag der eigenen Aktiv- und 
Passivposten in fremder Währung inner-
halb der von der Aufsichtsbehörde festge-
setzten Grenzen. Sie kann ferner den 
Kunden Terminkontrakte auf Wertpapiere 
oder Devisen und andere derivative Pro-
dukte anbieten, wenn dadurch Risiken 
abgedeckt werden, die sich aus anderen 
Geschäften ergeben.  
 
In keinem Falle kann die Genossenschaft 
die den Mitgliedern zur Zeichnung vorbe-
haltenen Finanzinstrumente in einem 
Ausmaß verzinsen, das die für die Divi-
denden vorgesehene Höchstgrenze um 
mehr als 2 Prozentpunkte übersteigt. 
Die Genossenschaft kann innerhalb der 
von der Aufsichtsbehörde festgesetzten 
Grenzen Beteiligungen übernehmen. 
 
 

Artikel 17 

Geschäfte im Tätigkeitsgebiet 

 
Die Genossenschaft betreibt im Tätig-
keitsgebiet die risikogewichteten Geschäf-
te vorwiegend mit ihren Mitgliedern. 
 
Die im vorhergehenden Absatz vorgese-
hene Vorschrift gilt als beachtet, wenn 
mehr als 50 Prozent der risikogewichteten 
Geschäfte für Mitglieder und/oder für Ge-
schäfte ohne Risiko bestimmt werden, und 
zwar gemäß den von der Aufsichtsbehör-
de festgesetzten Kriterien. 
 
Die risikogewichteten Geschäfte, die 
durch Sicherheitsleistung eines Mitgliedes 
der Genossenschaft abgedeckt sind, gel-
ten unter der Bedingung als risikogewich-
tete Geschäfte mit Mitgliedern, dass die 
Sicherheitsleistung eine persönliche, aus-
drückliche und unbedingte ist. 
 
Die risikogewichteten Geschäfte, die nicht 
für Mitglieder bestimmt sind, müssen mit 
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Subjekten betrieben werden, die im Tätig-
keitsgebiet jedenfalls den Sitz oder Wohn-
sitz haben oder tätig sind. 
 

 

Artikel 18 

Geschäfte außerhalb des  

Tätigkeitsgebietes 

 
Ein Teil von nicht mehr als 5 Prozent der 
gesamten risikogewichteten Geschäfte 
kann außerhalb des Tätigkeitsgebietes 
betrieben werden. 
 
Im Sinne des vorhergehenden Absatzes 
sind die risikogewichteten Geschäfte mit 
Banken und die Geschäfte ohne Risiken 
nach Maßgabe der von der Aufsichtsbe-
hörde festgelegten Kriterien nicht auf das 
Tätigkeitsgebiet beschränkt  
 
 

IV. Titel 

Eigenmittel – Genossen-

schaftskapital – Aktien 
 

 

Artikel 19 

Eigenmittel 
 
Die Eigenmittel setzen sich zusammen: 
 

a) aus dem Genossenschaftskapital; 
b) aus der gesetzlichen Rücklage; 
c) aus der Rücklage Aufpreis Aktien; 
d) aus jeder weiteren aus dem Reinge-

winn gebildeten Rücklage mit einer 
allgemeinen oder besonderen Be-
stimmung. 

 
 

Artikel 20 

Genossenschaftskapital 

 
Das Genossenschaftskapital ist variabel 
und besteht aus Aktien zum Nennwert von 
je Euro 5,16, die grundsätzlich in unbe-
grenzter Zahl ausgegeben werden dürfen. 

Artikel 21 

Aktien und Übertragung derselben 

 
Die Aktien lauten auf den Namen, sie sind 
unteilbar, und eine Mitinhaberschaft ist 
nicht zulässig. Die Aktien dürfen ohne 
Genehmigung des Verwaltungsrates an 
Nichtmitglieder nicht abgetreten werden. 
Dieser prüft vorab den Aufnahmeantrag 
des an der Mitgliedschaft Interessierten, 
und zwar innerhalb der in Art. 8 vorgese-
henen Fristen und in der dort vorgesehe-
nen Art und Weise. 
 
Im Falle der Abtretung von Aktien unter 
Mitgliedern müssen die Vertragsparteien 
der Genossenschaft die Übertragung 
binnen 30 Tagen ab Abtretung mittels 
Einschreibebrief mitteilen und die entspre-
chende Änderung im Mitgliederbuch bean-
tragen. 
 
Die Aktien dürfen ohne vorherige Geneh-
migung durch den Verwaltungsrat weder 
verpfändet noch in irgendeiner Weise 
vinkuliert werden. Die Gewährung von 
Vorschüssen auf Aktien ist untersagt.  
 
 

Artikel 21 

Aufpreis 

 
Die Vollversammlung kann auf Vorschlag 
des Verwaltungsrates jährlich den Betrag 
(Aufpreis) festlegen, der zusätzlich zum 
Nennwert einer jeden von den neuen 
Mitgliedern gezeichneten Aktie eingezahlt 
werden muss. 
 
Der Aufpreis wird der eigenen Rücklage 
zugewiesen, die nicht für die Aufwertung 
der Aktien verwendet werden darf. 
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V. Titel 

Organe der 

Genossenschaft 
 
 

Artikel 23 

Organe der Genossenschaft 
 

Die Organe der Genossenschaft, denen 
nach den entsprechenden Zuständigkeiten 
die Ausübung von Funktionen in der Ge-
nossenschaft übertragen werden, sind: 

a) die Vollversammlung; 
b) der Verwaltungsrat; 
c) der Vollzugsausschuss falls ernannt; 
d) der Aufsichtsrat; 
e) das Schlichtungskollegium. 

 
 

VI. Titel 

Vollversammlung 
 

 

Artikel 24 

Einberufung der Vollversammlung 

 
Die ordnungsgemäß einberufene Vollver-
sammlung vertritt die Gesamtheit der 
Mitglieder, und ihre Beschlüsse sind für 
alle Mitglieder verbindlich, auch wenn sie 
abwesend waren oder dagegen gestimmt 
haben. 
 
Die Vollversammlung wird vom Verwal-
tungsrat am Sitz der Genossenschaft oder 
an einem anderen in der Einladung ange-
gebenen Ort in der Autonomen Provinz 
Bozen einberufen. Die Einladung, welche 
die Tagesordnung, den Ort, den Tag und 
die Uhrzeit der Versammlung zu enthalten 
hat, muss wenigstens fünfzehn Tage vor 
dem für die Vollversammlung festgesetz-
ten Tag im Amtsblatt der Republik Italien 
oder in wenigstens einer der folgenden 
Tageszeitungen veröffentlicht werden: 
a) Dolomiten 
b) Die neue Südtiroler Tageszeitung 

Als Alternative zur Veröffentlichung der 
Einladung laut vorhergehendem Absatz 
kann der Verwaltungsrat bestimmen, dass 
die Einladung mit Mitteln zugesandt wird, 
die den Beweis sichern, dass die Mitglie-
der die Einladung wenigstens fünfzehn 
Tage vor dem für die Vollversammlung 
festgesetzten Tag erhalten haben. 
 
Der Verwaltungsrat kann jedenfalls be-
stimmen, dass die Einladung gut sichtbar 
am Sitz der Genossenschaft und in den 
Niederlassungen ausgehängt, zugesandt 
oder zugestellt wird. 
 
Mit derselben Einladung kann die zweite 
Einberufung der Vollversammlung erfol-
gen, die nicht an dem für die erste Einbe-
rufung festgesetzten Tag stattfinden darf, 
sie muss jedoch innerhalb von 30 Tagen 
ab dem Tag für die erste Einberufung 
angesagt werden. 
 
Der Verwaltungsrat muss außerdem die 
Vollversammlung binnen dreißig Tagen 
einberufen, wenn es der Aufsichtsrat oder 
wenigstens ein Zehntel der Mitglieder 
beantragen. Der Antrag muss von allen 
Antragstellern unterschrieben sein und die 
Tagesordnung enthalten. 
 
Der Verwaltungsrat verpflichtet sich zu-
dem unverzüglich seine Vollversammlung 
auf Aufforderung der Raiffeisen Südtirol 
IPS Genossenschaft einzuberufen, deren 
Tagesordnung von der Raiffeisen Südtirol 
IPS Genossenschaft festgelegt wird. 
 
 

Artikel 25 

Teilnahme an der Vollversammlung und 

Vertretung 

 
Die Mitglieder, die seit wenigstens 90 
Tagen im Mitgliederbuch eingetragen sind, 
können an der Vollversammlung teilneh-
men und besitzen das Stimmrecht. 
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Jedes Mitglied hat unabhängig von der 
Zahl der auf seinen Namen lautenden 
Aktien eine Stimme. 
 
Jedes finanzierende Mitglied hat eine 
Stimme je Finanzierungsaktie, die es hält. 
Die Stimmen dürfen ein Drittel der allen 
anwesenden oder vertretenen Mitgliedern 
zustehenden Stimmen nicht überschrei-
ten. Wenn dieses Limit, aus welchem 
Grund auch immer, überschritten wird, 
müssen die Stimmen durch Anwendung 
eines Korrekturkoeffizienten berechnet 
werden, welcher sich aus dem Verhältnis 
der Höchstzahl der ihnen zuteilbaren 
Stimmen und der Anzahl der von ihnen 
abgegebenen Stimmen ergibt. 
 
Das Mitglied kann sich durch ein anderes 
Mitglied, das eine natürliche Person sein 
muss und nicht Mitglied des Verwaltungs-
rates oder Aufsichtsrates oder Bedienste-
ter der Genossenschaft ist, mittels schrift-
licher Vollmacht, die den Namen des Ver-
treters zu enthalten hat, vertreten lassen. 
Die Vollmachten müssen dem Vorsitzen-
den der Vollversammlung vorgelegt und 
mit den Unterlagen verwahrt werden. 
 
Einem Mitglied darf nur eine einzige Voll-
macht erteilt werden. 
 
An der Vollversammlung kann ein Vertre-
ter des Raiffeisenverbandes Südtirol ohne 
Stimmrecht teilnehmen und das Wort 
ergreifen. An der Vollversammlung kön-
nen Vertreter der RAIFFEISEN 
SÜDTIROL IPS Genossenschaft und 
Vertreter des Einlagensicherungsfonds 
der Genossenschaftsbanken ohne Stimm-
recht teilnehmen und das Wort ergreifen, 
und zwar in den in dessen Statut vorgese-
henen Fällen und gemäß der darin gere-
gelten Art und Weise. 
 
 
 
 
 

Artikel 26 

Vorsitz in der Vollversammlung 

 
Den Vorsitz in der ordentlichen und in der 
außerordentlichen Vollversammlung führt 
der Obmann des Verwaltungsrates und 
bei seiner Abwesenheit oder Verhinderung 
sein Stellvertreter im Sinne des Art. 40 
und bei Verhinderung des Stellvertreters 
ein vom Verwaltungsrat beauftragtes Ver-
waltungsratsmitglied und bei dessen Ab-
wesenheit ein von der Vollversammlung 
bestimmtes Mitglied. 
 
Der Vorsitzende besitzt alle Befugnisse für 
die Leitung der Vollversammlung, im Be-
sonderen für die Feststellung der Recht-
mäßigkeit der Vollmachten und des Rech-
tes der Anwesenden auf Teilnahme an der 
Vollversammlung, für die Feststellung der 
Beschlussfähigkeit und der Mehrheit bei 
der Beschlussfassung, für die Leitung und 
Regelung der Diskussion sowie für die 
Feststellung des Ergebnisses der Ab-
stimmungen. Bei der Abwicklung der Voll-
versammlung hat der Vorsitzende das 
Recht, auf den Beistand einer vom Ver-
waltungsrat unter Berücksichtigung des zu 
behandelnden Tagesordnungspunktes 
ernannten Person zurückzugreifen, die 
nicht Mitglied sein muss. 
 
Auf Vorschlag des Vorsitzenden bestimmt 
die Vollversammlung aus den Reihen der 
Mitglieder zwei oder mehrere Stimmzähler 
und den Schriftführer, der nicht Mitglied 
sein muss, es sei denn, es handelt sich 
um eine außerordentliche Vollversamm-
lung oder der Vorsitzende hält es für 
zweckdienlich, dass die Aufgaben des 
Schriftführers von einem Notar wahrge-
nommen werden. 
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Artikel 27 

Beschlussfähigkeit der 

Vollversammlung 

 
Die Beschlussfähigkeit der ordentlichen 
Vollversammlung ist in erster Einberufung 
gegeben, wenn wenigstens ein Zehntel 
der stimmberechtigten Mitglieder anwe-
send oder vertreten ist; in zweiter Einberu-
fung ist sie bei jeder Anzahl der anwesen-
den Mitglieder gegeben. 
 
Die Beschlussfähigkeit der außerordentli-
chen Vollversammlung ist in erster Einbe-
rufung gegeben, wenn wenigstens ein 
Fünftel der stimmberechtigten Mitglieder 
anwesend oder vertreten ist; in zweiter 
Einberufung ist sie bei jeder Anzahl der 
anwesenden Mitglieder gegeben. 
 
 

Artikel 28 

Mehrheiten für die Vollversammlung 

 
Die ordentliche Vollversammlung fasst die 
Beschlüsse mit der Mehrheit der abgege-
benen Stimmen. 
 
Die außerordentliche Vollversammlung 
fasst die Beschlüsse mit Zustimmung von 
wenigstens drei Fünfteln der abgegebe-
nen Stimmen. Für die Ernennung der 
Liquidatoren hingegen genügt die relative 
Mehrheit. 
 
Die Wahl zu den Genossenschaftsorga-
nen erfolgt mit einfacher Mehrheit. Die Art 
und Weise der Kandidaturen sowie der 
Stimmabgabe wird mit einer eigenen Ge-
schäftsordnung geregelt, die von der or-
dentlichen Vollversammlung auf Vorschlag 
des Verwaltungsrats genehmigt wird. Bei 
Stimmengleichheit gilt der Älteste als 
gewählt. 
 
Die Abstimmungen erfolgen in der Regel 
durch Handaufheben mit Probe und Ge-
genprobe, außer wenigstens ein Drittel der 

anwesenden Mitglieder verlangt die Ab-
stimmung durch Namensaufruf. 
 
Die Wahl der Genossenschaftsorgane 
erfolgt durch geheime Wahl, außer die 
Vollversammlung beschließt mit Zweidrit-
telmehrheit der Anwesenden, dass die 
Genossenschaftsorgane durch Handauf-
heben gewählt werden. 
 
Im Falle geheimer Abstimmungen kann 
das Mitglied, das ein Interesse daran hat, 
seine Gegenstimme oder seine Stimment-
haltung im Protokoll festhalten lassen. 
 
 

Artikel 29 

Vertagung der Vollversammlung 

 
Wenn eine erschöpfende Behandlung der 
Tagesordnung nicht in einer einzigen 
Sitzung möglich ist, so kann die Vollver-
sammlung vom Vorsitzenden auf spätes-
tens den 8. darauffolgenden Tag vertagt 
werden, und zwar durch eine an die Ver-
sammlung gerichtete Erklärung, ohne 
dass eine weitere Einladung notwendig ist. 
 
In der darauffolgenden Sitzung ist die 
Vollversammlung beschlussfähig und 
beschließt mit denselben Mehrheiten, die 
für die Beschlussfähigkeit und die Be-
schlussfassung der Vollversammlung 
vorgesehen sind, deren Fortsetzung sie 
darstellt. 
 
 

Artikel 30 

Ordentliche Vollversammlung 

 
Die ordentliche Vollversammlung wird 
wenigstens einmal jährlich innerhalb von 
120 Tagen nach Abschluss des Ge-
schäftsjahres einberufen, um die Bilanz zu 
genehmigen und die anderen auf die Ta-
gesordnung gesetzten Punkte zu behan-
deln. 
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Auf Vorschlag des Verwaltungsrates be-
stimmt die Vollversammlung einmal im 
Jahr den Maximalbetrag der Risikopositio-
nen im Verhältnis zu den Eigenmitteln, die 
gegenüber den Mitgliedern und Kunden 
übernommen werden können, und zwar 
unter Einhaltung der aufsichtsrechtlichen 
Bestimmungen bezüglich der Grenzen zur 
Risikokonzentration. 
 
Die Grenzen der Risikopositionen wie sie 
gemäß Absatz 2 beschlossen wurden, 
dürfen gegenüber einzelnen Funktionären 
die Mitglied sind, 5 Prozent der Eigenmit-
tel nicht überschreiten, dies im Einklang 
mit den aufsichtsrechtlichen Bestimmun-
gen auf dem Gebiet der Risikotätigkeiten 
gegenüber verbundenen Subjekten. 
 
Die in Absatz 2 angeführten Grenzen 
gelten nicht für Risikopositionen, die ge-
genüber Banken der Kategorie und ge-
genüber Garantiefonds sowie Institutsbe-
zogenen Sicherungssystemen, denen die 
Genossenschaft beigetreten ist, einge-
gangen wurden. 
 
Die ordentliche Vollversammlung legt die 
Vergütungen fest, die den von ihr bestell-
ten Organen zustehen, und genehmigt 
und ändert die Richtlinien für die Vergü-
tungen an die Verwaltungs- und Aufsichts-
ratsratsmitglieder sowie an die abhängi-
gen und freien Mitarbeiter. Dabei berück-
sichtigt sie die Richtlinien, die vom Raiffei-
senverband definiert wurden. 
 
 

Artikel 31 

Vollversammlungsprotokoll 

 
Die Beschlüsse der ordentlichen Vollver-
sammlung müssen aus einem Protokoll 
hervorgehen, das vom Vorsitzenden und 
vom Schriftführer oder vom Notar, falls er 
dazu beauftragt worden ist, zu unterzeich-
nen ist. 
 
Die Beschlüsse der Vollversammlungen 
werden in das Protokollbuch der Vollver-

sammlungen eingetragen, und die vom 
Obmann beglaubigten Auszüge begrün-
den Beweis für die Sitzungen und Be-
schlüsse der Vollversammlungen. 
 
 

VII. Titel 

Verwaltungsrat 
 

 

Artikel 32 

Zusammensetzung des  

Verwaltungsrates 

 
Der Verwaltungsrat setzt sich aus dem 
Obmann, aus einem oder zwei Ob-
mannstellvertretern und aus 4 bis 6 Ver-
waltern (7 im Falle eines Obmannstellver-
treters) zusammen, die von der Vollver-
sammlung, nach vorheriger Festsetzung 
ihrer Anzahl, aus den Mitgliedern mit rela-
tiver Stimmenmehrheit gewählt werden. 
 
In seiner ersten Sitzung bestimmt der 
Verwaltungsrat den ersten Obmannstell-
vertreter. Der erste Obmannstellvertreter 
muss einer anderen Wohngemeinde an-
gehören, als der Obmann. Die beiden 
Obmannstellvertreter dürfen nicht dersel-
ben Wohngemeinde angehören. 
 
Jede der Gemeinden Eppan, Kaltern und 
Tramin muss mit mindestens einem Ver-
waltungsratsmitglied vertreten sein, das in 
der jeweiligen Gemeinde seinen Wohnsitz 
hat oder dort ständig tätig ist. 
 
Nicht gewählt werden dürfen und verlie-
ren, wenn sie gewählt worden sind, ihr 
Amt: 
 

a) Die voll oder beschränkt Entmündig-
ten, diejenigen, gegen welche der 
Konkurs eröffnet wurde, und diejeni-
gen, welche zu einer Strafe verurteilt 
wurden, die das auch nur zeitweilige 
Verbot der Ausübung öffentlicher 
Ämter oder die Unfähigkeit, leitende 
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Funktionen auszuüben, mit sich 
bringt; 

b) diejenigen, welche nicht in Besitz der 
gesetzlichen Voraussetzungen der 
Berufserfahrung, Ehrbarkeit und Un-
abhängigkeit sind;  

c) diejenigen, welche mit anderen Ver-
waltungsratsmitgliedern oder Be-
diensteten der Genossenschaft bis 
einschließlich zweiten Grades ver-
wandt oder verschwägert oder aber 
verheiratet sind; 

d) die Bediensteten der Genossen-
schaft und die ihnen Gleichgestellten 
sowie diejenigen, die es gewesen 
sind, und zwar für drei Jahre nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses; 

e) diejenigen, welche mit einer anderen 
Bank, Finanz- oder Versicherungs-
gesellschaft, die im Tätigkeitsgebiet 
der Genossenschaft tätig ist, durch 
ein abhängiges Arbeitsverhältnis o-
der durch freie Mitarbeit verbunden 
sind oder in diesen Verwaltungs- o-
der Kontrollorganen angehören. Un-
beschadet der gesetzlichen Grenzen 
ist dieser Nichtwählbarkeits- und Ver-
fallsgrund gegenüber jenen Perso-
nen nicht gegeben, die diese Ämter 
in einer Finanzgesellschaft, die an 
der Genossenschaft beteiligt ist, in 
Finanzgesellschaften zur regionalen 
Entwicklung, in Körperschaften der 
Organisation, auch wenn sie in Form 
einer Gesellschaft gegründet sind, in 
von der Genossenschaft auch indi-
rekt beteiligten Gesellschaften oder 
in Garantiekonsortien oder -genos-
senschaften bekleiden; 

f) diejenigen, die das Amt eines Land-
tags- oder Regionalratsabgeordne-
ten, das eines Gemeindereferenten 
oder Bürgermeisters, das eines Lan-
deshauptmannes oder Präsidenten 
der Region, das eines Mitglieds der 
jeweiligen Regierungen sowie dieje-
nigen, die das Amt eines Mitglieds 
des nationalen oder europäischen 
Parlaments oder das eines Mitglieds 

der italienischen Regierung oder der 
EU-Kommission bekleiden oder in 
den sechs vorangehenden Monaten 
bekleidet haben; genannte Unwähl-
barkeits- und Verfallsgründe gelten 
für die in jenen Einrichtungen beklei-
deten Ämter, deren Zuständigkeit 
das Tätigkeitsgebiet der Genossen-
schaft umfasst;  

g) diejenigen, die in den zwei der Er-
greifung der entsprechenden Maß-
nahme vorangehenden Geschäfts-
jahren, Verwaltungs-, Direktions- o-
der Kontrollfunktionen in der Genos-
senschaft ausgeübt haben, wenn 
diese einem der Verfahren in Krisen-
situationen laut Titel IV, Art. 70 u. ff 
des Bankwesengesetzes Nr. 
385/1993 unterworfen wurde. Dieser 
Unwählbarkeits- und Verfallsgrund 
hat eine Dauer von 5 Jahren ab Er-
greifung der entsprechenden Maß-
nahmen.  

h) diejenigen, die die Ausbildungsan-
forderungen, die auf Basis einer spe-
zifischen, von der Vollversammlung 
gemäß der vom Verband definierten 
Leitlinie genehmigten Geschäftsord-
nung vorgesehen sind, nicht erfüllt 
haben. 

 
 

Artikel 33 

Dauer der Amtszeit der 

Verwaltungsratsmitglieder 

 
Die Verwaltungsratsmitglieder bleiben drei 
Geschäftsjahre im Amt und sind wieder 
wählbar. Sie verfallen am Tag der Vollver-
sammlung vom Amt, die für die Bilanzge-
nehmigung über das dritte Geschäftsjahr 
ihrer Amtsführung einberufen worden ist. 
 
Vorbehaltlich normativer und statutari-
scher Bestimmungen, werden in der Ge-
schäftsordnung laut Art. 28 die Vorgaben 
für die Einreichung von Kandidatenvor-
schlägen sowie deren Kriterien festgelegt. 
Diese sind darauf ausgerichtet, eine Zu-
sammensetzung des Verwaltungsrates zu 
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erreichen, die den Erfordernissen an Er-
fahrung, Kompetenz und Austausch in der 
Führung der Genossenschaft entspricht. 
 
Es ist nicht wählbar oder wieder wählbar, 
wer das Amt eines Verwaltungsratsmit-
glieds in der Genossenschaft für 7 aufei-
nander folgende Mandate bekleidet hat. 
 
 

Artikel 34 

Ersetzung von  

Verwaltungsratsmitgliedern 

 
Falls im Laufe des Geschäftsjahres aus 
welchem Grund auch immer ein oder 
mehrere Mitglieder des Verwaltungsrates 
ausscheiden, nicht jedoch die Mehrheit, so 
sorgen die im Amte verbliebenen, mit 
Genehmigung des Aufsichtsrates, für ihre 
Ersetzung.  
 
Die im Sinne des vorhergehenden Absat-
zes ernannten Mitglieder des Verwaltungs-
rates bleiben bis zur nächsten Vollver-
sammlung im Amt. Diejenigen, die nach-
träglich von der Vollversammlung bestellt 
werden, verfallen gleichzeitig mit den bei 
ihrer Bestellung im Amt befindlichen Ver-
waltungsratsmitgliedern vom Amt. 
 
 

Artikel 35 

Befugnisse des Verwaltungsrates 
 
Der Verwaltungsrat ist mit allen Befugnis-
sen der ordentlichen und außerordentli-
chen Verwaltung der Genossenschaft 
ausgestattet mit Ausnahme jener, die laut 
Gesetz der Vollversammlung vorbehalten 
sind. 
Außer den laut Gesetz nicht übertragba-
ren Aufgaben fallen unter die ausschließli-
che Zuständigkeit des Verwaltungsrates 
die Beschlüsse betreffend: 

- die Aufnahme, den Ausschluss und 
den Austritt von Mitgliedern; 

- die Entscheidungen, die sich auf das 
Mitgliedergeschäft auswirken; 

- die Definition und Genehmigung des 
Geschäftsmodells, der allgemeine 
Ausrichtung, der Ziele und Leitlinien 
zur Risikosteuerung; 

- die Definition und Genehmigung der 
Strategie-, Business- und Finanzplä-
ne sowie der Haushaltspläne der 
Genossenschaft; 

- die Genehmigung, wenn es von den 
geltenden Rechtsvorschriften vorge-
sehen ist, des RAF, ICAAP, ILAAP 
und Sanierungsplans der Genossen-
schaft; 

- die Definition und Genehmigung des 
organisatorischen Aufbaus der Ge-
nossenschaft, der damit verbunde-
nen Aufgabenverteilung und Verant-
wortung und die Bewertung der all-
gemeinen Entwicklung der Genos-
senschaft; 

- die Prüfung, ob das von der Genos-
senschaft angewandte System der 
Informationsflüsse angemessen, voll-
ständig und zeitnah ist; 

- die Erstellung des der Vollversamm-
lung vorzulegenden Vorschlags für 
die Bilanz und die Genehmigung, so-
fern notwendig, des Konzernab-
schlusses; 

- die Genehmigung des Buchhaltungs- 
und Rechnungslegungssystems und 
Überwachung des Prozesses der 
Genossenschaft zur Information an 
die Öffentlichkeit und des Kommuni-
kationsprozesses; 

- Sicherstellung eines wirksamen dia-
lektischen Meinungsaustauschs mit 
den Verantwortlichen der wichtigsten 
Betriebsfunktionen und periodische 
Überprüfung der von diesen Verant-
wortlichen getroffenen Entscheidun-
gen; 

- die Ernennung und die Aufgaben des 
Direktors und der Mitglieder der Di-
rektion; 

- die Genehmigung und Abänderung 
von internen Geschäftsordnungen;  

- den Erwerb, den Bau und die Veräu-
ßerung von Liegenschaften; 
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- die Übernahme und die Abtretung 
von Beteiligungen und im Allgemei-
nen den Beitritt zu anderen Körper-
schaften; 

- die Errichtung, die Verlegung und die 
Auflassung von Niederlassungen 
sowie den Vorschlag an die Vollver-
sammlung zur Errichtung oder Auf-
lassung von Außenstellen; 

- die Einleitung von Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren jeder Art und 
vor jeder Instanz der Gerichtsbarkeit 
mit Ausnahme jener zur Eintreibung 
von Forderungen; 

- Initiativen zur Verbesserung der mo-
ralischen und kulturellen Lage der 
Mitglieder sowie zur Förderung des 
Genossenschaftswesens und zur Er-
ziehung zum Sparen und zur Vorsor-
ge; 

- die Bestellung nach Anhörung des 
Aufsichtsrates der Verantwortlichen 
für die Kontrolle des Risikomanage-
ments, der internen Revision und der 
Einhaltung der Rechtsnormen (Com-
pliance) oder die Auslagerung dieser 
Betriebsfunktionen; 

- die Ernennung, sofern dies von den 
geltenden Rechtsvorschriften zwin-
gend vorgesehen ist und nach ent-
sprechender Stellungnahme des 
Aufsichtsrates, sowie Abberufung der 
Referenten für die ausgelagerten be-
trieblichen Kontrollfunktionen; 

- die Einsetzung von aus eigenen Mit-
gliedern bestehenden besonderen 
Ausschüssen mit Beratungs-, Prü-
fungs- und Vorschlagsaufgaben. 

 
Dem Verwaltungsrat wird überdies die 
Befugnis eingeräumt, Beschlüsse zu fas-
sen, die eine Änderung des Statutes be-
dingen, allein der Anpassung an normati-
ve Bestimmungen dienen und mit dem 
von der Banca d’Italia genehmigten Mus-
terstatut der Organisation übereinstim-
men. 
 
Unter Beachtung der Bestimmungen des 
Gesetzes und Statutes kann der Verwal-

tungsrat eigene Befugnisse dem Voll-
zugsausschuss übertragen, wobei in kla-
rer und analytischer Weise die quantitati-
ven und wertmäßigen Grenzen der über-
tragenen Befugnisse festgelegt werden. 
 
Im Bereich der Kreditvergabe können 
Entscheidungsbefugnisse dem Vollzugs-
ausschuss, falls bestellt, sowie für be-
grenzte Beträge dem Direktor, dem oder 
den Vizedirektoren oder, falls keiner ein-
gesetzt ist, demjenigen, der den Direktor 
vertritt, den Bereichsleitern, falls sie be-
stellt werden, und den Leitern der Nieder-
lassungen im Rahmen abgestufter 
Höchstbeträge übertragen werden. Sollte 
der Vollzugsausschuss nicht in der Lage 
sein zu entscheiden oder die vorgenann-
ten bevollmächtigten Personen verhindert 
sein und besondere Dringlichkeit beste-
hen, kann der Obmann die Aufgaben 
stellvertretend wahrnehmen, wobei aber 
das Vorschlagsrecht beim Direktor bleibt. 
 
Vorbehaltlich der Berücksichtigung ge-
setzlicher Formen, dürfen mit Verwal-
tungsratsmitgliedern oder mit Personen, 
die mit diesen durch die im Art. 32, Buch-
stabe c) präzisierten Beziehungen ver-
bunden sind oder aber mit Gesellschaften, 
an denen sie selbst oder die im Art. 32, 
Buchstabe c) genannten Personen direkt 
oder indirekt im Ausmaß von mehr als 
25% des Gesellschaftskapitals beteiligt 
sind oder in denen sie das Amt eines 
Verwalters bekleiden, keine anderen als 
Bank- und Finanzdienstleistungen betref-
fende Verträge abgeschlossen werden, 
wenn durch diese Verträge im Rahmen 
einer jeweiligen Mandatsdauer eine Ge-
samtbelastung von mehr als Euro 300.000 
zu Lasten der Genossenschaft entsteht. 
Das genannte Limit in all seinen Ausprä-
gungen, mit Ausnahme auch des ihn be-
treffenden Arbeits- und Zusammenar-
beitsvertrags gilt auch für den Direktor. 
Die Bestimmungen dieses Absatzes fin-
den weder auf die Vergütungen, die die 
Genossenschaft an den Unterneh-
mensexponenten für die besetzte Position 
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zahlt, noch auf die Verträge, die mit Kör-
perschaften der Organisation, auch wenn 
sie in Form einer Gesellschaft gegründet 
sind, abgeschlossen werden, Anwendung. 
 
Der Verwaltungsrat kann einzelnen Ver-
waltungsratsmitgliedern oder Bediensteten 
Befugnisse für die Durchführung von be-
stimmten Rechtsgeschäften oder Gruppen 
von Rechtsgeschäften übertragen. 
 
Über die getroffenen Entscheidungen 
müssen die Vollmachtsträger dem Verwal-
tungsrat mindestens vierteljährlich Bericht 
erstatten, mit Ausnahme derjenigen, die 
dem Vollzugsausschuss zugeteilt wurden 
sowie im Bereich der Kreditvergabe, über 
die dem Verwaltungsrat in seiner nächsten 
Sitzung Bericht zu erstatten ist. 
 
 

Artikel 36 

Einberufung des Verwaltungsrates 

 
Der Verwaltungsrat wird vom Obmann 
oder seinem Stellvertreter in der Regel ein 
Mal pro Monat einberufen sowie jedes 
Mal, wenn er es für notwendig erachtet 
oder wenn es vom Aufsichtsrat oder von 
wenigstens einem Drittel der Verwaltungs-
ratsmitglieder durch einen begründeten 
Antrag verlangt wird. 
 
Die Einberufung erfolgt durch eine Mittei-
lung, die schriftlich, mittels Telefax oder 
durch elektronische Post wenigstens drei 
Tage vor dem festgesetzten Sitzungster-
min – in Dringlichkeitsfällen wenigsten 
einen Tag vorher – an die Anschrift eines 
jeden Mitglieds des Verwaltungs- und 
Aufsichtsrates zu richten ist, damit sie an 
der Sitzung teilnehmen können. 
 
 

Artikel 37 

Beschlüsse des Verwaltungsrates 

 
Der Obmann führt den Vorsitz, und der 
Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn 

mehr als die Hälfte seiner im Amt befindli-
chen Mitglieder anwesend ist. 
 
Die Beschlüsse des Verwaltungsrates 
werden durch offene Abstimmung gefasst. 
 
Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit 
der Anwesenden gefasst. 
 
Im Falle von Stimmengleichheit ist die 
Stimme desjenigen ausschlaggebend, der 
den Vorsitz führt. 
 
An den Sitzungen des Verwaltungsrates 
nimmt der Direktor mit beratender Stimme 
teil, der außerdem in der Regel die Aufga-
ben des Schriftführers wahrnimmt, wobei 
er mit Zustimmung des Verwaltungsrates 
von einem Mitarbeiter unterstützt werden 
kann. An den Sitzungen können Vertreter 
der RAIFFEISEN SÜDTIROL IPS Genos-
senschaft und des Einlagensicherungs-
fonds der Genossenschaftsbanken ohne 
Stimmrecht teilnehmen und das Wort 
ergreifen, und zwar in den in dessen Sta-
tut vorgesehenen Fällen und gemäß der 
darin geregelten Art und Weise. 
 
An den Sitzungen des Verwaltungsrates 
kann ein Vertreter des Raiffeisenverban-
des Südtirol Genossenschaft ohne Stimm-
recht teilnehmen und das Wort ergreifen. 
 
Die Sitzungen des Verwaltungsrates kön-
nen in Form einer Video- oder Telekonfe-
renz unter der Bedingung abgehalten 
werden, dass ein jeder Teilnehmer durch 
alle übrigen identifiziert werden kann und 
in der Lage ist, während der Behandlung 
der geprüften Gegenstände in Echtzeit an 
der Diskussion teilzunehmen sowie Do-
kumente und Unterlagen bezüglich der 
behandelten Gegenstände zu erhalten, zu 
übersenden oder darin Einsicht zu neh-
men. Bestehen die genannten Vorausset-
zungen, gilt die Sitzung an jenem Ort 
abgehalten, an dem sich der Obmann, der 
von einem Schriftführer unterstützt wird, 
befindet. 
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Artikel 38 

Protokoll der Beschlüsse des 

Verwaltungsrates 

 
Über die Sitzungen und die Beschlüsse 
des Verwaltungsrates muss ein Protokoll 
abgefasst werden, das in das dafür vorge-
sehene Buch einzutragen und vom Ob-
mann oder seinem Stellvertreter, vom 
Schriftführer und von den anwesenden 
Verwaltungsratsmitgliedern zu unterzeich-
nen ist. 
Das Protokollbuch und die vom Obmann 
beglaubigten Auszüge begründen Beweis 
für die Sitzungen des Verwaltungsrates 
und die von ihm gefassten Beschlüsse. 
 
 

Artikel 39 

Vergütungen an die Mitglieder des 

Verwaltungsrates 

 
Neben der von der Vollversammlung fest-
gesetzten Vergütung haben die Mitglieder 
des Verwaltungsrates Anrecht auf Rück-
erstattung der bei der Ausübung des Am-
tes tatsächlich bestrittenen Auslagen. 
 
Die Entlohnung der Verwaltungsratsmit-
glieder, denen in Übereinstimmung mit 
dem Statut besondere Aufgaben übertra-
gen werden, wird vom Verwaltungsrat 
nach Einholung der Stellungnahme des 
Aufsichtsrates festgesetzt. Die Vollver-
sammlung kann einen Gesamtbetrag für 
die Entschädigung aller Verwalter ein-
schließlich jener mit besonderen Aufgaben 
festsetzen. 
 
 

Artikel 40 

Obmann des Verwaltungsrates 

 
Der Obmann des Verwaltungsrates sorgt 
für das konkrete Funktionieren der Füh-
rung der Genossenschaft und garantiert 
das Gleichgewicht zwischen den ent-
scheidungsbefugten Organen, dies im 
Besonderen in Bezug auf die delegierten 

Befugnisse. Er führt in der Vollversamm-
lung und im Verwaltungsrat den Vorsitz 
und sorgt dafür, dass den Mitgliedern des 
Verwaltungsrates zu den auf die Tages-
ordnung gesetzten Gegenständen ange-
messene Informationen erteilt werden. 
 
Dem Obmann des Verwaltungsrates steht 
die gesetzliche Vertretung der Genossen-
schaft gegenüber Dritten und vor Gericht 
sowie die Firmenzeichnung zu. 
 
Im Rahmen seiner Vertretungsbefugnis 
bewilligt und genehmigt der Obmann die 
Löschung von Vorzugsrechten und von 
Hypotheken sowie die Einsetzung in die 
Gläubigerrechte und die Rangrückstellun-
gen, die Anmerkung der Wirkungslosigkeit 
von Eintragungen und die Rückerstattung 
von Pfändern und Kautionen, die eine 
subsidiäre Sicherung der von der Genos-
senschaft gewährten Kredite oder Finan-
zierungen mit Hypothek darstellen, sofern 
die Forderung zur Gänze getilgt ist. 
 
Bei Abwesenheit oder Verhinderung wird 
der Obmann in seinem Amte durch den 
Obmannstellvertreter und bei mehreren 
Obmannstellvertretern vorrangig durch 
den ersten Obmannstellvertreter ersetzt. 
Bei Abwesenheit oder Verhinderung auch 
von diesen werden seine Funktionen von 
dem vom Verwaltungsrat bestimmten 
Verwaltungsratsmitglied ausgeübt. Die 
Unterschrift desjenigen, der den Obmann 
vertritt, begründet Dritten gegenüber den 
Beweis für dessen Abwesenheit oder 
Verhinderung. 
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VIII. Titel 

Vollzugsausschuss 
 

 

Artikel 41 

Zusammensetzung und Tätigkeit des 

Vollzugsausschusses 

 
Der Vollzugsausschuss setzt sich aus drei 
bis fünf Verwaltungsratsmitgliedern zu-
sammen, die vom Verwaltungsrat ernannt 
werden. 
 
Der Vollzugsausschuss wählt unter seinen 
Mitgliedern den Vorsitzenden und den 
Stellvertreter, wenn diese nicht vom Ver-
waltungsrat bestimmt worden sind. 
 
Der Direktor hat in der Regel im Vollzugs-
ausschuss das Vorschlagsrecht. 
 
Die Sitzungen werden in der im Art. 36 
Abs. 2 vorgesehenen Weise einberufen 
und sind bei Anwesenheit der Mehrheit 
der Mitglieder beschlussfähig. Die Be-
schlüsse werden mit der Mehrheit der 
Anwesenden gefasst, wenn wenigstens 
zwei Ja-Stimmen abgegeben werden. 
 
Über die Sitzungen und Beschlüsse des 
Vollzugsausschusses muss in Überein-
stimmung mit den Bestimmungen des Art. 
38 ein Protokoll abgefasst werden. 
 
Den Sitzungen des Vollzugsausschusses 
wohnen die Mitglieder des Aufsichtsrates 
bei. 
 
Unbeschadet der Bestimmungen des 
letzten Absatzes des Art. 35 berichtet der 
Vollzugsausschuss dem Verwaltungsrat 
und dem Aufsichtsrat wenigstens einmal 
alle sechs Monate über den allgemeinen 
Geschäftsgang und über seine voraus-
sichtliche Entwicklung sowie über die nach 
Größe und Merkmalen wichtigsten Ge-
schäfte. 
 

Die Sitzungen des Vollzugsausschusses 
können in Form einer Video- oder Tele-
konferenz unter der Bedingung abgehal-
ten werden, dass ein jeder Teilnehmer 
durch alle übrigen identifiziert werden 
kann und in der Lage ist, während der 
Behandlung der geprüften Gegenstände in 
Echtzeit an der Diskussion teilzunehmen 
sowie Dokumente und Unterlagen bezüg-
lich der behandelten Gegenstände zu 
erhalten, zu übersenden oder darin Ein-
sicht zu nehmen. Bestehen die genannten 
Voraussetzungen, gilt die Sitzung an je-
nem Ort abgehalten, an dem sich der 
Vorsitzende, der von einem Schriftführer 
unterstützt wird, befindet. 
 
 

IX. Titel 

Aufsichtsrat 
 

 

Artikel 42 

Zusammensetzung des Aufsichtsrates 

 
Die ordentliche Vollversammlung wählt 
alle drei Jahre drei effektive Mitglieder in 
den Aufsichtsrat, wobei einer zum Vorsit-
zenden ernannt wird, sowie zwei Ersatz-
mitglieder. Die Mitglieder des Aufsichtsra-
tes bleiben drei Geschäftsjahre im Amt 
und sie verfallen am Tag der Vollver-
sammlung vom Amt, die für die Bilanzge-
nehmigung über das dritte Geschäftsjahr 
ihrer Amtsführung einberufen worden ist. 
Die Vollversammlung legt ferner die jährli-
che Vergütung fest, die für die gesamte 
Amtsdauer Gültigkeit hat und zusätzlich 
zur Rückerstattung der bei der Ausübung 
des Amtes tatsächlich bestrittenen Ausla-
gen zusteht. 
 
Die Mitglieder des Aufsichtsrates sind 
wiederwählbar. 
 
Nicht in sein Amt wählbar oder wieder 
wählbar ist, wer das Amt eines effektiven 
Mitglieds des Aufsichtsrates der Genos-
senschaft, dies auch in Funktion des Prä-
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sidenten, für 5 aufeinander folgende Man-
date bekleidet hat. 
 
Nicht zu Aufsichtsräten gewählt werden 
dürfen diejenigen, die das siebzigste Le-
bensjahr vollendet haben. 
 
Nicht in den Aufsichtsrat gewählt werden 
dürfen und verlieren, wenn sie gewählt 
worden sind, ihr Amt: 

a) die voll oder beschränkt Entmündig-
ten, die Gemeinschuldner und dieje-
nigen, welche zu einer Strafe verur-
teilt worden sind, die, auch nur zeit-
weise, den Ausschluss von öffentli-
chen Ämtern oder die Unfähigkeit, 
leitende Funktionen auszuüben, mit 
sich bringt, 

b) der Ehegatte, diejenigen, die mit ei-
nem Verwaltungsratsmitglied der 
Genossenschaft bis zum vierten 
Grad verwandt oder verschwägert 
sind sowie die Verwalter und der 
Ehegatte und die Verwandten oder 
Verschwägerten bis zum vierten 
Grad des Verwaltungsratsmitgliedes 
einer Gesellschaft, die von der Ge-
nossenschaft beherrscht wird, die die 
Genossenschaft beherrscht oder die 
der gemeinsamen Beherrschung un-
terliegt, 

c) die mit der Genossenschaft, mit ei-
ner von ihr beherrschten Gesell-
schaft, mit einer sie beherrschenden 
Gesellschaft oder mit einer der ge-
meinsamen Beherrschung unterlie-
genden Gesellschaft in einem Ar-
beitsverhältnis, in einem dauerhaften 
entgeltlichen Beratungs- oder Wer-
kleistungsverhältnis oder aber in ei-
nem anderen Verhältnis vermögens-
rechtlicher Art stehen, das ihre Un-
abhängigkeit beeinträchtigen kann, 

d) die nicht im Besitz der Vorausset-
zung der Berufserfahrung, Ehrbarkeit 
und Unabhängigkeit im Sinne der 
einschlägigen Bestimmungen sind, 

e) das Verwaltungsratsmitglied und 
Mitglied des Aufsichtsrates einer an-
deren Bank oder Finanzgesellschaft, 

die im Tätigkeitsgebiet der Genos-
senschaft operiert, außer es handelt 
sich um eine Finanzgesellschaft, die 
an der Genossenschaft beteiligt ist, 
eine Körperschaft der Organisation, 
auch wenn sie in Form einer Gesell-
schaft gegründet sind, eine Gesell-
schaft, an der die Genossenschaft 
auch indirekt beteiligt ist oder um 
Garantiekonsortien und Garantiege-
nossenschaften, dies unbeschadet 
der gesetzlichen Grenzen;  

f) diejenigen, die in den zwei der Er-
greifung der entsprechenden Maß-
nahme vorangehenden Geschäfts-
jahren, Verwaltungs-, Direktions- o-
der Kontrollfunktionen in der Genos-
senschaft ausgeübt haben, wenn 
diese einem der Verfahren in Krisen-
situationen laut Titel IV, Art. 70 u. ff 
des Bankwesengesetzes Nr. 
385/1993 unterworfen wurde. Dieser 
Unwählbarkeitsgrund hat eine Dauer 
von 5 Jahren ab Ergreifung der ent-
sprechenden Maßnahme; 

g) diejenigen, die im vorangegangenen 
Mandat das Amt eines Verwaltungs-
ratsmitglieds oder in den drei voran-
gehenden Jahren das eines Direk-
tors bekleidet haben; 

h) diejenigen, die Bedienstete der Ge-
nossenschaft gewesen sind, und 
zwar für drei Jahre nach Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses. 

 
Mit Mitgliedern des Aufsichtsrates oder mit 
Gesellschaften, an denen diese direkt 
oder indirekt im Ausmaß von mehr als 
25% des Gesellschaftskapitals beteiligt 
sind oder in denen sie das Amt eines 
Verwalters bekleiden, dürfen keine ande-
ren als Bank- und Finanzdienstleistungen 
betreffende Verträge abgeschlossen wer-
den. Genanntes Verbot gilt auch für den 
Ehepartner, für Verwandte und Verschwä-
gerte innerhalb des zweiten Grades der 
Mitglieder des Aufsichtsrates. Die Best-
immungen dieses Absatzes gelten nicht in 
Bezug auf die von der Gesellschaft an den 
Unternehmensvertreter für die ausgeübte 
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Position gezahlte Vergütung sowie auf die 
mit Körperschaften, einschließlich solcher 
in Form einer Gesellschaft, der Kategorie 
geschlossenen Verträge. 
 
Scheidet der Vorsitzende des Aufsichtsra-
tes aus, werden seine Aufgaben von dem 
im Amt verbliebenen an Jahren älteren 
effektiven Mitglied des Aufsichtsrates 
übernommen. 
 
Die Mitglieder des Aufsichtsrates dürfen in 
anderen Gesellschaften der Bankengrup-
pe, der die Bank angehört, sowie in Ge-
sellschaften, in denen die Bank auch 
indirekt eine strategische Beteiligung im 
Sinne der aufsichtsrechtlichen Bestim-
mungen hält, nur Ämter in Kontrollorganen 
annehmen. 
 
 

Artikel 43 

Aufgaben und Befugnisse des  

Aufsichtsrates 

 
Der Aufsichtsrat wacht über die Einhaltung 
des Gesetzes und des Statutes, über die 
Beachtung der Grundsätze der korrekten 
Verwaltung und im Besonderen über die 
Angemessenheit der in der Genossen-
schaft bestehenden Organisation, Verwal-
tung und Buchhaltung und über deren 
konkretes Funktionieren. Er kann von den 
Verwaltungsratsmitgliedern Informationen 
über den Geschäftsgang oder über be-
stimmte Geschäfte verlangen und zu je-
dem Zeitpunkt Inspektionen und Kontroll-
handlungen durchführen. Er nutzt die 
Informationsflüsse, die von den internen 
Kontrollfunktionen und Kontrollstrukturen 
herstammen. 

 
Er erfüllt die im Art. 52 des Bankwesenge-
setzes Nr. 385/1993 vorgesehenen Ver-
pflichtungen. 

 
Der Aufsichtsrat meldet dem Verwaltungs-
rat die festgestellten Mängel und Unre-
gelmäßigkeiten, verlangt die Durchführung 

der geeigneten Korrekturmaßnahmen und 
überprüft kontinuierlich deren Wirksam-
keit. 

 
Der Aufsichtsrat wird bezüglich aller Ent-
scheidungen angehört, die die Ernennung 
der Verantwortlichen der internen Kontroll-
funktionen und die Festlegung der wesent-
lichen Elemente des Gesamtaufbaus des 
Kontrollsystems betreffen. 
 
Die Protokolle und Unterlagen des Auf-
sichtsrates müssen von allen Beteiligten 
unterzeichnet werden. 
 
Der Aufsichtsrat kann auf die Mithilfe des 
Revisionsdienstes des Raiffeisenverban-
des zurückgreifen.  

 

 

Art. 44 

Abschlussprüfung 

 
Die Abschlussprüfung in der Genossen-
schaft wird von einem externen Prüfer, der 
laut Gesetz dazu befähigt ist, durchge-
führt. 
 
Der Aufsichtsrat prüft die Eignung und 
Tauglichkeit des Buchhaltungssystems 
einschließlich der Informationssysteme, 
um eine korrekte Darstellung der Ge-
schäftsvorfälle zu gewährleisten. 
 
Die im Art. 52 des Bankwesengesetzes 
Nr. 385/1993 vorgesehenen Verpflichtun-
gen gelten auch für den externen Prüfer. 
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X. Titel 

Übernahme von 

Verpflichtungen gegenüber 

der Genossenschaft  
 

 

Artikel 45 

Übernahme von Verpflichtungen sei-

tens der Genossenschaftsfunktionäre 

 
Die Mitglieder des Verwaltungsrates, des 
Aufsichtsrates, der Direktor und diejeni-
gen, welche deren Aufgaben wahrneh-
men, dürfen mit der Genossenschaft we-
der direkt noch indirekt wie auch immer 
geartete Verbindlichkeiten eingehen und 
Kaufverträge abschließen, wenn nicht ein 
einstimmig gefasster Beschluss des Ver-
waltungsrates, mit Ausschluss der Stimme 
des betroffenen Exponenten, und die 
Zustimmung aller Mitglieder des Aufsichts-
rates vorliegt, wobei die vom Zivilgesetz-
buch vorgesehenen Verpflichtungen be-
züglich der Interessen der Verwaltungs-
ratsmitglieder unberührt bleiben. Der Ver-
waltungsrat kann die Genehmigung der in 
den vorangehenden Passagen genannten 
Geschäftsfälle nach der darin vorgesehe-
nen Art und Weise delegieren. Aufrecht 
bleiben die im Art. 35, Abs. 6 und im Art. 
42, Abs. 6 vorgesehenen Beschränkungen 
und Verbote. 
 
Für die Vergabe von Krediten sowie für 
wie auch immer geartete Verbindlichkei-
ten, einschließlich Kaufverträge, falls die-
se vom Verwaltungsrat oder Vollzugsaus-
schuss beschlossen werden - die direkt 
oder indirekt Personen betreffen, die mit 
den Mitgliedern des Aufsichtsrates Ge-
schäftsbeziehungen über die Erbringung 
freiberuflicher Leistungen unterhalten - 
gilt, dass Letztere die Verwalter und die 
anderen Aufsichtsräte über dieses Inte-
resse informieren; die entsprechenden 
Beschlüsse sind zu begründen, und zwar 
im Einklang mit den Bestimmungen des 
Art. 2391 ZGB. 

XI. Titel 

Schlichtungskollegium 
 

 

Artikel 46 

Zusammensetzung und Tätigkeit des 

Schlichtungskollegiums 
 
Das Schlichtungskollegium ist ein internes 
Organ der Genossenschaft und hat die 
Aufgabe, die gütliche Einigung der Streit-
fälle herbeizuführen, die zwischen einem 
Mitglied und der Genossenschaft entste-
hen sollten. 
Das Schlichtungskollegium setzt sich aus 
drei effektiven Mitgliedern und zwei Er-
satzmitgliedern zusammen, die nicht Mit-
glied der Genossenschaft sein dürfen. Der 
Vorsitzende, der die Einberufung des 
Kollegiums vornimmt und seine Arbeiten 
leitet, wird vom Raiffeisenverband Südtirol 
Genossenschaft und die anderen vier 
Mitglieder werden von der Vollversamm-
lung im Sinne des Art. 28 Abs. 3 ernannt. 
 
Die Mitglieder des Schlichtungskollegiums 
bleiben drei Jahre im Amt und sind wieder 
wählbar. Sie üben ihr Amt unentgeltlich 
aus, die Auslagen werden jedoch ersetzt. 
 
Das Schlichtungskollegium ist für die 
Streitfälle über die Ablehnung der Anträge 
auf Aufnahme von neuen Mitgliedern und 
über den Ausschluss von Mitgliedern, für 
die Lösung von allen Streitfällen zwischen 
den Mitgliedern der Genossenschaft und 
ihren Organen in Bezug auf die Ausle-
gung, die Anwendung, die Gültigkeit und 
die Wirksamkeit des Statutes, der Ge-
schäftsordnungen und der Beschlüsse der 
Genossenschaftsorgane und jedenfalls für 
die Streitfälle, die die Mitgliedschaft betref-
fen, zuständig. 
 
Die Beschwerde an das Schlichtungskol-
legium muss innerhalb von dreißig Tagen 
ab der Mitteilung der Maßnahme, die den 
Streitfall auslöst, eingebracht werden. Die 
Entscheidung des Schlichtungskollegiums 
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muss innerhalb von sechzig Tagen ab 
Beschwerdeeinbringung getroffen werden. 
Wenn die Entscheidung den Antrag auf 
Aufnahme eines neuen Mitgliedes betrifft, 
so fällt das im Sinne des Gesetzes er-
gänzte Kollegium die Entscheidung inner-
halb von dreißig Tagen ab Einbringung 
der Beschwerde. 
 
Das Schlichtungskollegium entscheidet 
nach Billigkeit und ohne Bindung an pro-
zedurelle Förmlichkeiten. Die Entschei-
dungen werden mit absoluter Mehrheit 
getroffen. Wird die Berufung angenom-
men, müssen die zuständigen Genossen-
schaftsorgane die Frage neuerdings be-
handeln. 
 
 

XII. Titel 

Direktor 
 

 

Artikel 47 

Aufgaben und Befugnisse des 

Direktors 
 
Dem Direktor sind die Mitarbeiter unter-
stellt. Nicht zum Direktor bestellt werden 
kann der Ehepartner, ein Verwandter oder 
Verschwägerter bis zum vierten Grad der 
Verwaltungsratsmitglieder sowie bis zum 
zweiten Grad der Mitarbeiter der Genos-
senschaft. 
 
Der Direktor hat ein Vorschlagsrecht im 
Bereich der Aufnahme, der Beförderung, 
der Disziplinarmaßnahmen und der Ent-
lassung von Mitarbeitern; er darf nicht die 
Aufnahme von Personen vorschlagen, die 
mit ihm oder mit den Mitarbeitern der 
Genossenschaft verbunden sind, und zwar 
als Ehepartner oder als Verwandte oder 
Verschwägerte bis zum zweiten Grad. 
 
Der Direktor nimmt an den Vollversamm-
lungen und mit beratender Stimme an den 
Sitzungen des Verwaltungsrates teil. Er 

hat das Vorschlagsrecht im Bereich der 
Kreditvergabe  
 
Der Direktor nimmt auch an den Sitzungen 
des Vollzugsausschusses teil und besitzt 
in der Regel das Vorschlagsrecht für die 
Beschlüsse des Vollzugsausschusses. 
Der Direktor führt die Beschlüsse der 
Genossenschaftsorgane gemäß Statut 
durch. Er setzt die Unternehmensziele um 
und leitet die Abwicklung der Geschäfte 
und die Durchführung der Dienstleistun-
gen gemäß Vorgaben des Verwaltungsra-
tes. Er stellt die einheitliche Führung der 
Genossenschaft und die Wirksamkeit der 
internen Kontrollen sicher. 
 
Bei Abwesenheit oder Verhinderung wird 
der Direktor vom Vizedirektor und im Falle 
von mehreren Vizedirektoren vorrangig 
von demjenigen, der als erster Stellvertre-
ter ernannt worden ist, vertreten. Falls 
diese nicht ernannt wurden oder abwe-
send oder verhindert sind, werden seine 
Aufgaben von dem vom Verwaltungsrat 
bestimmten Mitarbeiter übernommen. 
 
 

XIII. Titel 

Vertretung und Firmenzeich-

nung 
 

 

Artikel 48 

Vertretung und Firmenzeichnung 

 
Die aktive und passive Vertretung der 
Genossenschaft gegenüber Dritten und in 
jedem Gerichts- und Verwaltungsverfah-
ren, einschließlich der Kassations- und 
Aufhebungsverfahren, und die Firmen-
zeichnung stehen im Sinne des Art. 40 
dem Obmann des Verwaltungsrates oder 
demjenigen zu, der ihn bei Abwesenheit 
oder Verhinderung vertritt. 
 
Bei Abwesenheit oder Verhinderung des 
Obmannes des Verwaltungsrates oder 
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desjenigen, der ihn im Sinne dieses Statu-
tes vertritt, bewilligt und genehmigt der 
Direktor die Löschung von Vorzugsrechten 
und von Hypotheken sowie die Einsetzung 
in die Gläubigerrechte und die Rangrück-
stellungen, die Anmerkung der Wirkungs-
losigkeit von Eintragungen und die Rück-
erstattung von Pfändern und Kautionen, 
die eine subsidiäre Sicherung der von der 
Genossenschaft gewährten Kredite oder 
Finanzierungen mit Hypothek darstellen, 
sofern die Forderung zur Gänze getilgt ist. 
Die unter die Firmenbezeichnung gesetzte 
Unterschrift des Direktors gilt als Beweis 
für die Abwesenheit oder Verhinderung 
des Obmannes des Verwaltungsrates 
oder desjenigen, der ihn laut Statut vertritt. 
 
Die Vertretung der Genossenschaft und 
die Firmenzeichnung können ferner vom 
Verwaltungsrat einzelnen Verwaltungs-
ratsmitgliedern oder aber dem Direktor 
und Mitarbeitern für bestimmte Geschäfte 
oder dauerhaft für Gruppen von Geschäf-
ten übertragen werden. 
 
Falls es notwendig erscheint, erteilt der 
Verwaltungsrat auch an Außenstehende 
Aufträge und Vollmachten für bestimmte 
Geschäfte oder für Gruppen von Geschäf-
ten. 
 
 

XIV. Titel 

Bilanz – Gewinn – Rücklagen 
 

 

Artikel 49 

Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr endet am 31. Dezem-
ber jeden Jahres. 
 
Am Ende eines jeden Geschäftsjahres 
erstellt der Verwaltungsrat in Überein-
stimmung mit den gesetzlichen Vorschrif-
ten den Jahresabschluss mit dem Lagebe-
richt. 
 

Artikel 50 

Gewinn 

 
Der aus dem Jahresabschluss resultie-
rende Jahresnettogewinn wird wie folgt 
verwendet: 
 

a) ein Teil von nicht weniger als 70% für 
die Bildung und Aufstockung der ge-
setzlichen Rücklage; 

b) ein Teil für den Mutualitätsfonds zur 
Förderung und Entwicklung des Ge-
nossenschaftswesens im Ausmaß 
und nach den Modalitäten, wie sie im 
Gesetz vorgesehen sind. 

 
Der noch verbleibende Gewinn kann: 
 

c) für die Aufwertung des Nennwertes 
der Aktien nach den Vorschriften des 
Gesetzes verwendet werden;  

d) anderen Rücklagen oder Fonds zu-
gewiesen werden; 

e) an die Mitglieder ausgeschüttet wer-
den, jedoch in keinem höheren Aus-
maß als der Höchstverzinsung der 
Postsparbriefe zuzüglich 2,5 Pro-
zentpunkte, berechnet auf dem effek-
tiv eingezahlten Kapital. 

f) Für Rückvergütungen an die Mitglie-
der nach Maßgabe der im Art. 51 
vorgesehenen Bestimmungen. Der 
eventuell noch verbleibende Teil des 
Gewinnes ist für Zwecke der Wohltä-
tigkeit und der gegenseitigen Förde-
rung bestimmt. 

 
 

Artikel 51 

Rückvergütungen 
 

Auf Vorschlag des Verwaltungsrates kann 
die Vollversammlung Rückvergütungen 
als Mitgliederförderung in Geld festlegen 
und sie den Mitgliedern nach dem Ver-
hältnis der Quantität und der Qualität der 
mit der Bank getätigten Geschäfte zuer-
kennen, und zwar unabhängig von der 
Anzahl der von ihnen besessenen Aktien. 
Die Rückvergütungen werden in Überein-
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stimmung mit Art. 50, mit den Bestimmun-
gen der Aufsichtsbehörde und mit der 
eigens von der Vollversammlung geneh-
migten Geschäftsordnung vom Ge-
schäftsgewinn abgebucht. 
 
 

XV. Titel 

Auflösung der  

Genossenschaft  
 

 

Artikel 52 

Auflösung und Liquidation der 

Genossenschaft 
 

Im Falle der Auflösung der Genossen-
schaft wird das gesamte Genossen-
schaftsvermögen nach Abzug des Genos-
senschaftskapitals und der eventuell an-
gefallenen Dividenden dem Mutualitäts-
fonds zur Förderung und Entwicklung des 
Genossenschaftswesens zugewendet. 

 

 

Art. 53 

Übergangsbestimmungen 
 
Die Mandatsbegrenzung laut Artikel 33, 
Absatz 3, wird ab dem Ablauf der zum 
Zeitpunkt der Übernahme dieser Vorga-
ben im Amt befindlichen Verwaltungs-
ratsmitglieder angewandt bzw. zu zählen 
begonnen. 
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